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ENTWURF 
(Stand: 22. Dezember 2021) 

Muster- Anwendungshinweise zur 
Immobilienwertermittlungsverordnung 

(ImmoWertV-Anwendungshinweise �± ImmoWertA) 

Nutzung der Anwendungshinweise 

1. Der Nummerierung der einzelnen Hinweise liegt folgendes Muster zugrunde: 

 Die erste Zahl entspricht der Nummer des Paragrafen oder der Anlage der 
Immobilienwertermittlungsverordnung, auf den sich der jeweilige Hinweis be-
zieht. Bei Paragrafen werden arabische, bei den Anlagen römische Ziffern ver-
wendet. 

 Bezieht sich ein Hinweis auf einen bestimmten Absatz des Paragrafen oder 
auf eine bestimmte Gliederungsebene einer Anlage, erscheint die Nummer 
des Absatzes bzw. der Gliederungsebene an zweiter Stelle in Klammern (z. B. 
„8.(2)“ oder „V.(III)).  

 Hinweise, die nicht auf einen bestimmten Absatz bezogen sind, beziehen sich 
auf den gesamten Paragrafen. 

 Bei mehreren Hinweisen, z. B. zu einem Paragrafen, wird an der letzten Stelle 
der Nummerierung fortlaufend nummeriert. 

2.  Paragrafenangaben ohne Gesetzes- oder Verordnungsbezeichnung beziehen sich 
auf die Immobilienwertermittlungsverordnung vom 14. Juli 2021 (BGBl. I S. 2805). 

3. Im Gegensatz zur Immobilienwertermittlungsverordnung werden Anlagen zu diesen 
Anwendungshinweisen als Anhänge bezeichnet. 

4.  Soweit in diesen Anwendungshinweisen Rechtsvorschriften unter Verwendung ihrer 
amtlichen Abkürzung zitiert werden, handelt es sich um folgende Gesetze und Ver-
ordnungen: 

 BauGB: Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 
10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, 

 BauNVO: Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist], 

 BewG: Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Feb-
ruar 1991 (BGBl. I S. 230), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2931) geändert worden ist, 
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Zu § 1  (Anwendungsbereich; Wertermittlungsobjekt) 

1.(1).1 Als Verordnung auf Grundlage des Baugesetzbuchs kann die Immobilienwertermitt-
lungsverordnung aus sich heraus nicht über den Regelungsgegenstand des Bauge-
setzbuchs hinausreichen und ist somit unmittelbar nur bei Ausführung des Bauge-
setzbuchs anzuwenden.  

1.(1).2 Bei der Wertermittlung (§ 1 Absatz 1 Nummer 1) ist eine Ausführung des Bauge-
setzbuchs immer dann gegeben, wenn:   

a)  es nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs in materieller Hinsicht auf den 
Verkehrswert ankommt, wie z. B. beim preislimitierten Vorkaufsrecht (§ 28 Ab-
satz 3 BauGB), bei der Umlegung (§ 57, § 59 Absatz 2, § 60 BauGB) und bei 
Enteignungsentschädigungen (§ 95 Absatz 1 BauGB). In diesen Fällen ist die 
Immobilienwertermittlungsverordnung auch dann anzuwenden, wenn der Ver-
kehrswert nicht nach § 193 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 durch die Gutachter-
ausschüsse ermittelt wird;  

b) die Gutachterausschüsse auf Grundlage des § 193 Absatz 1 BauGB auf An-
trag ein Verkehrswertgutachten erstatten. Davon sind auch die Fälle erfasst, 
in denen sich die Antragsberechtigung aus anderen Rechtsvorschriften ergibt 
(§ 193 Absatz 1 Satz 2 BauGB).  

Allein die Tatsache hingegen, dass die Verkehrswertdefinition in § 194 BauGB in 
der Sache auch außerhalb des Baugesetzbuchs Anerkennung findet, führt nicht 
dazu, dass jede Ermittlung eines Verkehrswerts, welcher der Definition des § 194 
BauGB entspricht, als Ausführung des Baugesetzbuchs zu betrachten ist; die Im-
moWertV findet somit z. B. keine unmittelbare Anwendung, wenn im Zusammen-
hang mit einem privaten Grundstückskauf ein Verkehrswertgutachten von einem pri-
vaten Grundstückssachverständigen erstattet wird. 

1.(1).3 Eine Ausführung des Baugesetzbuchs ist auch gegeben bei Ermittlung der Boden-
richtwerte und der sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten durch die 
Gutachterausschüsse; hierbei handelt es sich um eine gesetzliche Aufgabe der Gut-
achterausschüsse (193 Absatz 5 BauGB).   
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nutzung oder Modernisierung wieder einer wirtschaftlichen Nutzung zugeführt wer-
den können oder die der Gesamtnutzung des Wertermittlungsobjekts dienen. Bei 
abbruchreifen baulichen Anlagen ist ggf. eine Wertminderung für Freilegungsmaß-
nahmen anzusetzen (vgl. § 8 Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 sowie Nummer 8.(3).3). 
Insbesondere bei funktionslosen baulichen Anlagen kann eine Wertminderung z. B. 
durch fortlaufende Sicherungsmaßnahmen in Betracht kommt. 

1.(2).6 Als Bestandteil eines Grundstücks gelten auch Rechte, die mit dem Eigentum an 
dem Grundstück verbunden sind (§ 96 BGB); dazu zählen insbesondere Grund-
dienstbarkeiten, dingliche Vorkaufsrechte, Reallasten und der Erbbauzinsanspruch. 
Hierbei handelt es sich zugleich um grundstücksbezogene Rechte und Belastungen. 
Zu diesen und anderen grundstücksbezogenen Rechten und Belastungen finden 
sich Regelungen in den §§ 46 bis 52. 

1.(2).7 Zubehör sind bewegliche Sachen, die ohne Bestandteil der Hauptsache zu sein, 
dem wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu ihr in 
einem dementsprechenden räumlichen Verhältnis stehen; eine Sache ist nicht Zu-
behör, wenn sie im Verkehr nicht als Zubehör angesehen wird (§ 97 BGB). Bei ge-
werblich genutzten Gebäuden dienen die zu dem Betrieb bestimmten Maschinen 
und sonstigen Gerätschaften (gewerbliches Inventar) dem Zweck der Hauptsache 
(§ 98 Nummer 1 BGB). 

1.(2).8 Besondere Betriebseinrichtungen sind entweder wesentlicher Bestandteil eines Ge-
bäudes oder bilden eine selbstständige bauliche Außenanlage. 

Zu § 2  (Grundlagen der Wertermittlung) 

2.1 Bei den allgemeinen Wertverhältnissen (auf dem Grundstücksmarkt) handelt es sich 
um eine Vielzahl von Umständen, die zum Teil allgemein vorliegen (z. B. Entwick-
lung des Zinsniveaus) oder nur örtlich (z. B. Bevölkerungsentwicklung) anzutreffen 
sind, sowie solche, die nur Grundstücksmärkte bestimmter Grundstücksarten (z. B. 
Mietenentwicklung) betreffen. 

2.2  Die Grundstücksmerkmale, von denen in § 2 Absatz 3 Satz 2 eine beispielhafte 
Auswahl aufgelistet wird, lassen sich auch in Merkmale des Grund und Bodens und 
Merkmale der baulichen und sonstigen Anlagen unterteilen.  

Merkmale des Grund und Bodens sind zum Beispiel: 

 Lagemerkmale (s. § 5 Absatz 4), 

 Grundstücksgröße (d. h. die Größe der horizontalen Grundstücksfläche in Ge-
ländehöhe), 

 Grundstückszuschnitt und Topographie (sie bestimmen die Nutzbarkeit des 
Grundstücks z. B. durch einzuhaltende Abstandsflächen, notwendige Er-
schließungsflächen, realisierbare Gebäudemaße, Bewirtschaftungserschwer-
nisse, Vorteile bei Hanglagen), 

 Entwicklungszustand (s. § 3), 

 beitragsrechtlicher Zustand (s. § 5 Absatz 2), 

 Art und Maß der baulichen Nutzung (s. § 5 Absatz 1), 

 tatsächlichen Nutzung (d. h. die am Qualitätsstichtag ausgeübte oder eine 
kurzfristig realisierbare Nutzung), 
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2.4 Ein vom Wertermittlungsstichtag abweichender Qualitätsstichtag (§ 2 Absatz 5 Satz 
2) kann aufgrund rechtlicher oder sonstiger Gründe maßgeblich sein. Beispiele für 
einen abweichenden Qualitätsstichtag sind Wertermittlungen im Rahmen von 

 Umlegungsverfahren, 

 Enteignungsverfahren, 

 städtebauliche Sanierungsverfahren, 

 städtebauliche Entwicklungsverfahren, 

 Verfahren zur Ermittlung des Zugewinnausgleichs im ehelichen Güterrecht. 

2.6 Anstelle der Festlegung eines Qualitätsstichtages, kann es auch geboten sein, die 
der Wertermittlung zugrunde zu legenden Grundstücksmerkmale lediglich verbal zu 
beschreiben. 

2.7 Bei der Wertermittlung sind besondere Marktkonstellationen, die vom gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr abweichen, besonders zu berücksichtigen – wie beispielsweise 
bei Arrondierungsgrundstücken oder Erbbaurechten und Erbbaurechtsgrundstü-
cken, bei denen häufig nur eine Nachfrage der direkt betroffenen Grundstücksnach-
barn bzw. Rechteinhaber besteht. In diesen Fällen sind die wirtschaftlichen Vor- und 
Nachteile besonders zu berücksichtigen. Mit dem Entstehen eines Eigentümererb-
baurechts stellt das Erbbaurecht beispielsweise wirtschaftlich keine wertmindernde 
Belastung des Erbbaurechtsgrundstücks mehr dar. 

Zu § 3  (Entwicklungszustand, sonstige Flächen) 

3.(1).1. Zu den Flächen der Land- oder Forstwirtschaft gehören auch Brachflächen oder 
stillgelegte landwirtschaftliche Anbauflächen. Die Zuordnung zum Entwicklungszu-
stand „Flächen der Land- und Forstwirtschaft“ entfällt nicht dadurch, dass sich die 
entsprechende Fläche insbesondere durch  

 ihre besondere landwirtschaftliche oder verkehrliche Lage, 

 durch ihre Funktion oder 

 durch ihre Nähe zu Siedlungsgebieten 

auch für außerlandwirtschaftliche oder außerforstwirtschaftliche Nutzungen eignen, 
aber eine Entwicklung zu Bauerwartungsland oder Rohbauland in absehbarer Zeit 
nicht bevorsteht. Eine Eignung für außerlandwirtschaftliche oder außer-forstwirt-
schaftliche Nutzungen kann wertbeeinflussend sein, wenn im gewöhnlichen Ge-
schäftsverkehr eine dahingehende Nachfrage besteht. Eine besondere Funktions-
gebundenheit oder eine nur geringe Nachfrage kann den Wert auch negativ beein-
flussen.  

Es handelt sich bei den Flächen, die unter den Begriffen „Begünstigtes Agrarland“ 
oder auch „besondere Flächen der Land- und Forstwirtschaft“ bekannt sind, nicht 
um einen eigenen Entwicklungszustand, sondern um Einzelflächen oder Gebiete die 
einen vom „üblichen Wert“ für land- oder forstwirtschaftliche Flächen abweichenden 
Wert aufweisen, jedoch noch nicht unter den Entwicklungszustand „Bauerwartungs-
land“ eingeordnet werden können. Bei bereits außerland- bzw. außerforstwirtschaft-
lich genutzten Flächen kann eine Einstufung als „sonstige Flächen“ nach § 3 Absatz 
5 in Frage kommen. 
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gewährleistet ist.  

Nicht zur Erschließung im Sinne des Städtebaurechts gehört dagegen das Vorhan-
densein von weiteren Einrichtungen, deren Vorhandensein oder Ausbauzustand für 
die Zulässigkeit einer baulichen Nutzung nicht erforderlich ist, gleichwohl aber von 
Werteinfluss sein kann, wie z. B. Leitungen für digitale Infrastruktur, Gas und Fern-
wärme (Erschließung im weiteren Sinne). 

3.(4).4  Neben den Vorschriften des Städtebaurechts können zu den maßgeblichen öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften insbesondere Vorschriften des Landesbauordnungs-
rechts zur Bebauung eines Grundstücks mit Gebäuden (vgl. § 4 der Musterbauord-
nung - MBO) und z. B. Bauverbote in festgesetzten Hochwasserschutzgebieten 
nach § 78 des Wasserhaushaltsgesetzes bedeutsam sein.  

3.(4).5. Wenn Rechtsvorschriften die Bebaubarkeit nur für einen bestimmten Zeitraum aus-
setzen, steht das der Einstufung als baureifes Land nicht entgegen; die einge-
schränkte Bebaubarkeit kann aber bei der Wertermittlung zu berücksichtigen sein. 
Entsprechendes gilt, wenn Rechtsvorschriften nur eine befristete Bebaubarkeit er-
möglichen (z. B. befristete oder auflösend bedingte Festsetzungen nach § 9 Absatz 
2 BauGB). 

3.(5) Nicht alle Grundstücke lassen sich einem Entwicklungszustand im Sinne von § 3 
Absatz 1 bis 4 zuordnen. Die entsprechenden Flächen werden als sonstige Flächen 
bezeichnet (vgl. Nummer I der Anlage 5, Ordnungsnummern 8.1 bis 8.14). 

Zu § 4  (Alter, Gesamt- und Restnutzungsdauer) 

4.(1).1 Das Baujahr bezeichnet grundsätzlich das Kalenderjahr der Fertigstellung bzw. der 
überwiegenden Fertigstellung der baulichen Anlage. Anstelle des Jahrs der Fertig-
stellung kann auch das Jahr der Einleitung des bauaufsichtlichen Zulassungsver-
fahren oder das Jahr der Nutzungsaufnahme zugrunde gelegt werden. Wenn sich 
das Baujahr nicht ermitteln lässt, kann es geschätzt werden.  

4.(1).2 Teilweise wird ein vom tatsächlichen Baujahr abweichendes fiktives Baujahr vor al-
lem auf der Grundlage einer durch vorgenommene Modernisierungen verlängerten 
Restnutzungsdauer ermittelt. Dies ist nur sachgerecht, wenn das Erfordernis be-
steht und die Modellkonformität gewahrt ist. 

4.(2) Zur Wahrung der Modellkonformität (§ 10 Absatz 1) ist bei der Wertermittlung die-
selbe Gesamtnutzungsdauer zugrunde zu legen, die auch der Ermittlung der ver-
wendeten sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten zugrunde lag (vgl. 
§ 12 Absatz 5 Satz 1). 

4.(3).1 Zur Wahrung der Modellkonformität (§ 10 Absatz 1) ist bei der Wertermittlung die 
Restnutzungsdauer nach demselben Modell zu ermitteln ist, welches der Ermittlung 
der verwendeten sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten zugrunde lag 
(vgl. § 12 Absatz 5 Satz 1).  

4.(3).2 Modernisierungen sind beispielsweise Maßnahmen, die eine wesentliche Verbes-
serung der Wohn- oder sonstigen Nutzungsverhältnisse oder wesentliche Einspa-
rungen von Energie und Wasser bewirken. Nach § 555b BGB sind dies bauliche 
Veränderungen,  

 durch die in Bezug auf die Mietsache Endenergie nachhaltig eingespart wird 
(energetische Modernisierung), 
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 durch die nicht erneuerbare Primärenergie nachhaltig eingespart oder das 
Klima nachhaltig geschützt wird, sofern nicht bereits eine energetische Mo-
dernisierung vorliegt, 

 durch die der Wasserverbrauch nachhaltig reduziert wird, 

 durch die der Gebrauchswert der Mietsache nachhaltig erhöht wird, 

 durch die die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessert werden, 

 die auf Grund von Umständen durchgeführt werden, die der Vermieter nicht 
zu vertreten hat, und die keine Erhaltungsmaßnahmen nach § 555a sind, oder 

 durch die neuer Wohnraum geschaffen wird.  

4.(3).3 Bei anderen Gebäudearten als Wohngebäuden kann das Modell nach Anlage 2 zur 
ImmoWertV entsprechend angewendet werden. 

4.(3).4 Unterlassene Instandhaltungen, aber auch Baumängel und Bauschäden, werden im 
Regelfall als besondere objektspezifische Grundstücksmerkmale berücksichtigt 
(vgl. § 8 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2); eine Verkürzung der Restnutzungsdauer ist 
nur in erheblichen Fällen angezeigt und setzt voraus, dass der Grundsatz der Mo-
dellkonformität gewahrt bleibt.  

4.(3).5 Bei baulichen Anlagen mit unterschiedlichen Restnutzungsdauern, die eine wirt-
schaftliche Einheit bilden, sowie bei baulichen Anlagen mit Bauteilen, die eine deut-
lich voneinander abweichende Restnutzungsdauer aufweisen, bestimmt sich die 
maßgebliche Restnutzungsdauer nicht zwingend nach der Anlage mit der kürzesten 
Restnutzungsdauer; sie ist vielmehr nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten unter 
Einbeziehung der Möglichkeit der Modernisierung wirtschaftlich verbrauchter Ge-
bäude und Bauteile zu bestimmen. 

4.(3).6 Bilden bauliche Außenanlagen oder sonstige Anlagen mit der baulichen (Haupt-) 
Anlage eine wirtschaftliche Einheit, richtet sich die Restnutzungsdauer der bauli-
chen Außenanlagen und sonstigen Anlagen in der Regel nach der Restnutzungs-
dauer der baulichen (Haupt-)Anlage. 

Zu § 5  (Weitere Grundstücksmerkmale) 

5.(1).1 Art und Maß der nach dem Städtebaurecht zulässigen Nutzung ergeben sich  

 im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans aus den entspre-
chenden Bebauungsplanfestsetzungen (§ 30 Absatz 1 BauGB), 

 im künftigen Geltungsbereich eines in Aufstellung befindlichen Bebauungs-
plans unter den Voraussetzungen des § 33 BauGB aus den beabsichtigten 
Bebauungsplanfestsetzungen, 

 im nicht qualifiziert beplanten Innenbereich (d. h. in den im Zusammenhang 
bebauten Ortsteilen) aus den Vorgaben des § 34 BauGB, 

 im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der nicht über die Mindestfestzun-
gen nach § 30 Absatz 1 verfügt (einfacher Bebauungsplan), aus den Festset-
zungen des Bebauungsplans und/oder den Vorgaben des § 34 in Verbindung 
mit § 30 Absatz 3 BauGB. 
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c) Altlasten sind nach § 2 Absatz 5 BBodSchG 

 stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grundstücke, auf 
denen Abfälle behandelt, gelagert oder abgelagert worden sind (Altab-
lagerungen), und 

 Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, auf denen 
mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen worden ist, ausgenom-
men Anlagen, deren Stilllegung einer Genehmigung nach dem Atomge-
setz bedarf (Altstandorte),  

durch die schädliche Bodenveränderungen (Buchstabe a) oder sonstige Gefahren 
für den einzelnen oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden. 

d) Altlastenverdächtige Flächen sind Altablagerungen und Altstandorte, bei de-
nen der Verdacht schädlicher Bodenveränderungen oder sonstiger Gefahren 
für den einzelnen oder die Allgemeinheit besteht (§ 2 Absatz 6 BBodSchG).  

e) Kampfmittel sind nach den Vorgaben der jeweiligen Landes-Kampfmittelver-
ordnung gewahrsamslos gewordene, zur Kriegsführung bestimmte Gegen-
stände und Stoffe militärischer Herkunft und Teile solcher Gegenstände, die  

 Explosivstoffe oder Rückstände dieser Stoffe enthalten oder aus Explo-
sivstoffen oder deren Rückständen bestehen (z. B. Gewehrpatronen, 
Granaten, Bomben, Zünder, Minen, Spreng- und Zündmittel), 

 chemische Kampfstoffe, Nebelstoffe, Brandstoffe, Reizstoffe oder Rück-
stände dieser Stoffe enthalten oder 

 Kriegswaffen oder wesentliche Teile von Kriegswaffen sind. 

Zu § 6  (Wertermittlungsverfahren; Ermittlung des Verkehrswerts) 

6.(1).1 Anstelle der in § 6 Absatz 1 Satz 1 ausdrücklich genannten Wertermittlungsverfah-
ren (normierte Verfahren) können auch andere Wertermittlungsverfahren angewen-
det werden, sofern sie zu sachgerechten Ergebnissen führen. Die Wahl eines nicht 
normierten Verfahrens stellt eine Ausnahme dar; sie ist daher besonders zu begrün-
den.  

6.(1).2 Es ist das oder es sind die Verfahren zu wählen, wofür geeignete Daten zur Verfü-
gung stehen.  

6.(1).3 Die normierten Verfahren können auch zur Überprüfung der Ergebnisse eines an-
deren Verfahrens in Betracht kommen, wenn hierfür geeignete Daten vorliegen. 
Eine Verpflichtung zur parallelen Durchführung von mindestens zwei Verfahren be-
steht nicht; auch ein Verfahren kann bei geeigneten Ausgangsdaten zu einem sach-
gerechten Ergebnis führen.  

6.(1).4 Voraussetzung für die Anwendung des Vergleichswertverfahrens bei bebauten und 
unbebauten Grundstücken ist, dass eine ausreichende Anzahl von geeigneten Kauf-
preisen, ein geeigneter Vergleichsfaktor oder sonstige geeignete Daten aus einer 
statistischen Auswertung vorliegen. 

6.(1).5 Das Ertragswertverfahren kann zur Anwendung kommen, wenn im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr die Erzielung von Erträgen für die Preisbildung ausschlaggebend 
ist und geeignete Daten, wie zum Beispiel marktüblich erzielbare Erträge und ge-
eignete Liegenschaftszinssätze zur Verfügung stehen. 
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c) der besonderen objektspezifischen Grundstücksmerkmale erst bei der Ermitt-
lung der Verfahrenswerte (§ 8 Absatz 3). 

6.(4). Der jeweilige Verfahrenswert (bei den normierten Verfahren: Vergleichswert, Sach-
wert und Ertragswert) entspricht in der Regel dem Verkehrswert. Bei Anwendung 
mehrerer Verfahren ist zur Ermittlung des Verkehrswerts die Aussagefähigkeit der 
jeweiligen Verfahren, insbesondere im Hinblick auf die Qualität der zugrunde geleg-
ten Daten, zu würdigen. 

Zu § 7  (Berücksichtigung der allgemeinen Wertverhältnisse) 

7.1 Im Sachwertverfahren erfolgt kein Ansatz von Eingangsparametern i. S. von § 7 
Absatz 1 Nummer 1 und 2 der Buchstaben a und b, vielmehr werden die allgemei-
nen Wertverhältnisse erst bei Ermittlung des marktangepassten vorläufigen Sach-
werts insbesondere durch Anwendung eines objektspezifischen Sachwertfaktors 
auf den vorläufigen Sachwert berücksichtigt (s. § 35 Absatz 3). 

Zu beachten ist, dass der Begriff „Marktanpassung“ - anders als nach früherer 
Rechtslage - nicht mehr generell für die Berücksichtigung der allgemeinen Wertver-
hältnisse verwendet wird, sondern nunmehr nur dann Verwendung findet, wenn zur 
Ermittlung des marktangepassten vorläufigen Verfahrenswerts die Berücksichtigung 
der allgemeinen Wertverhältnisse durch einen eigenständigen Verfahrensschritt er-
folgt.  Hierbei handelt es sich um einen eigenständigen Verfahrensschritt. Soweit 
demgegenüber die allgemeinen Wertverhältnisse bereits bei Ermittlung des vorläu-
figen Verfahrenswerts berücksichtigt werden, erfolgt dies ohne einen eigenständi-
gen Verfahrensschritt durch den Ansatz von Eingangsparametern im Sinne des § 7 
Absatz 1 Nummer 1 und 2; es  

7.2 Eine Marktanpassung ist im Sachwertverfahren stets, im Vergleichs- und Ertrags-
wertverfahren nur erforderlich, wenn die Eingangsdaten wie z. B. der objektspezi-
fisch angepasste Liegenschaftszinssatz aus zurückliegenden Zeiträumen stammen, 
so dass sie die aktuelle Marktlage am Wertermittlungsstichtag auch bei Anpassung 
nach § 9 Absatz 1 Satz 2 nicht ausreichend abbilden. Für diese – nach früherer 
Rechtslage – als „zusätzliche Marktanpassung“ bezeichneten Fälle erfolgt eine 
Marktanpassung nach sachverständiger Würdigung durch Zu- oder Abschläge. 

7.3 Die zur Berücksichtigung der allgemeinen Wertverhältnisse verwendeten sonstigen 
für die Wertermittlung erforderlichen Daten (insbesondere Liegenschaftszinssätze, 
Sachwertfaktoren) sollen regelmäßig aus Kaufpreisen für Objekte abgeleitet wer-
den, die keine besonderen objektsspezifischen Grundstücksmerkmale im Sinne des 
§ 8 Absatz 3 aufweisen oder aus Kaufpreisen, die um die Werteinflüsse der beson-
deren objektspezifischen Grundstücksmerkmale bereinigt wurden (vgl. § 12 Absatz 
3 Satz 2). Zur Wahrung der Modellkonformität sind daher bei der Wertermittlung die 
besonderen objektspezifischen Grundstücksmerkmale erst nach der Berücksichti-
gung der allgemeinen Wertverhältnisse anzusetzen.  

Zu § 8  (Berücksichtigung der allgemeinen und besonderen objektspezifi-
schen Grundstücksmerkmale) 

8.(1).1 Bei Ermittlung des Verkehrswerts sind grundsätzlich nur wertbeeinflussende Grund-
stücksmerkmale zu berücksichtigen. Zur umfassenden Beschreibung des Werter-
mittlungsobjekts im Gutachten kann es jedoch sachgerecht sein, auch nicht wertbe-
einflussende, das Wertermittlungsobjekt gleichwohl prägende Grundstücksmerk-
male aufzuführen. 

8.(1).2  Bedürfen Grundstücksmerkmale einer gesonderten Ermittlung, ist diese nachvoll-
ziehbar darzulegen. Zugrunde gelegte Vorschriften (z. B. Wohnflächenverordnung 
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8.(3).6  Eine gesonderte Wertermittlung vorhandener Bodenschätze (§ 8 Absatz 2 Satz 3 
Nummer 6), wie z. B. Kies, Sand und Ton, ist erforderlichenfalls durch spezialisierte 
Sachverständige vorzunehmen, wenn der Verkehrswert des Grundstücks dadurch 
beeinflusst wird, z. B. wenn der Abbau in absehbarer Zeit zulässig und im gewöhn-
lichen Geschäftsverkehr zu erwarten ist. Grundeigene Bodenschätze stehen im Ei-
gentum des Grundstückeigentümers; auf bergfreie Bodenschätze erstreckt sich das 
Eigentum an einem Grundstück nicht (§ 3 des Bundesberggesetzes) 

8.(3).7 Die Aufzählung in § 8 Absatz 3 Satz 2 ist nicht abschließend. Darüber hinaus kann 
eine Berücksichtigung als besonderes objektspezifisches Grundstücksmerkmal z. 
B. in folgenden Fällen in Betracht kommen: 

a) Ausnahmsweise kommt ein Abschlag wegen wirtschaftlicher Überalterung in 
Betracht, wenn das Bewertungsobjekt nur noch eingeschränkt verwendungs-
fähig und marktgängig ist. Anhaltspunkte für eine wirtschaftliche Überalterung 
sind z. B. erhebliche Ausstattungsmängel, unzweckmäßige Gebäudegrund-
risse und eine unzweckmäßige Anordnung der Gebäude auf dem Grundstück. 

b) Ausnahmsweise kommt ein Zuschlag wegen eines überdurchschnittlichen Er-
haltungszustands in Betracht, wenn sich das Wertermittlungsobjekt in einem 
außergewöhnlich gepflegten Zustand befindet. In Abgrenzung zur Modernisie-
rung handelt es sich hier um über das übliche Maß hinausgehende Instand-
haltungsmaßnahmen, die in ihrer Gesamtheit zwar das Erscheinungsbild des 
Wertermittlungsobjekts überdurchschnittlich positiv beeinflussen, jedoch 
keine Erhöhung der Restnutzungsdauer bewirken. 

c) Außenanlagen (z. B. Aufwuchs) können einen Werteinfluss haben. 

d) Bei Verunreinigungen in oder an den baulichen Anlagen, die sich auf die Nutz-
barkeit auswirken (z. B. Asbest, das in der Raumluft nachweisbar ist), ist ent-
sprechend Nummer 8.(3).4 zu verfahren. Soweit sich Verunreinigungen erst 
bei Abbruch des Gebäudes auswirken (z. B. Asbest in der Fassade), sind die 
Beseitigungskosten über die Restnutzungsdauer zu diskontieren. Zusätzlich 
kann auch der Ansatz eines merkantilen Minderwerts in Frage kommen. 

Zu § 9  (Eignung und Anpassung der Daten; ungewöhnliche oder persönli-
che Verhältnisse; Herkunft der Daten) 

9.(1).1  Die Eignung von Daten kann nur dann sachgerecht nach § 9 Absatz 1 geprüft wer-
den, wenn zu den jeweiligen Daten ausreichend Informationen in einer Modellbe-
schreibung vorliegen. Das setzt insbesondere voraus  

a) bei Vergleichspreisen die hinreichend genaue Beschreibung des Vergleichs-
grundstücks (vgl. § 24), 

b) bei Bodenrichtwerten die Darstellung der wertbeeinflussenden Grundstücks-
merkmale des Bodenrichtwertgrundstücks im Sinne von § 16 Absatz 2, 

c) bei den sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten das Vorliegen 
einer ausreichenden Modellbeschreibung (§ 12 Absatz 6). 

9.(1).2 Der Umstand, dass die für die Wertermittlung erforderlichen Daten nicht den Wer-
termittlungsstichtag erfassen, führt nicht dazu, dass diese Daten nicht anwendbar 
sind. Vielmehr ist es Aufgabe des Sachverständigen, die Entwicklung der allgemei-
nen Wertverhältnisse zwischen Stichtag dieser Daten und dem Wertermittlungs-
stichtag angemessen zu berücksichtigen und die Daten entsprechend anzupassen. 
Die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (Urteil vom 18. September 2019 – II R 
13/16), die zur Eignung von Liegenschaftszinssätzen bei der Bewertung von Grund-
stücken für Zwecke der Erbschaftssteuer restriktivere Vorgaben macht, gilt für steu-
erliche Massenverfahren und ist auf die Wertermittlung nach der Immobilienwerter-
mittlungsverordnung nicht übertragbar.  
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allgemeinen Wertverhältnisse auf einen festzulegenden Referenzzustand ange-
passt werden. Dazu werden die Kaufpreise vor allem mit Umrechnungskoeffizienten 
und Indexreihen auf einen Referenzzustand angepasst.  

9.(2).5 Auch die öffentliche Hand (insbesondere Kommunen) kann Marktteilnehmer sein. 
Veräußert die öffentliche Hand Grundstücke zu Preisen, die sich innerhalb normaler 
Preiseschwankungen bewegen (vgl. Nummer 9.(2).2), sind die entsprechenden 
Kaufpreise grundsätzlich zu berücksichtigen. Werden von der der öffentlichen Hand 
Grundstücke zu Preisen veräußern, die deutlich unter den Preisen anderer Grund-
stücksanbieter liegen, kann der Grundstücksmarkt gleichwohl nachhaltig beeinflusst 
werden, wenn sich insbesondere wegen des Umfangs entsprechender Veräußerun-
gen andere Grundstücksanbieter an diesen Preisen orientieren. 

9.(3).1 Da Maßstab für die Wahl der Quelle die Eignung der Daten ist, gilt in der Regel 
folgende Rangfolge: 

a) vorrangig sind die Daten des örtlich zuständigen Gutachterausschusses zu 
verwenden; 

b) stehen beim örtlich zuständigen Gutachterausschuss keine geeigneten Daten 
zur Verfügung, können Daten von anderen Gutachterausschüssen und Stel-
len nach § 198 BauGB (Obere Gutachterausschüsse und Zentrale Geschäfts-
stellen) herangezogen werden; 

c) stehen weder beim örtlichen Gutachterausschuss noch bei anderen Gut-
achterausschüssen geeignete Daten zur Verfügung, können auch Kaufpreise 
und sonstige für die Wertermittlung erforderliche Daten aus anderen Quellen 
herangezogen werden. 

Dieser Rangfolge liegt zugrunde, dass die Daten der Gutachterausschüsse in der 
Regel die größte Eignung aufweisen. Gutachterausschüsse sind nach § 12 Absatz 
6 verpflichtet eine Modellbeschreibung zu erstellen, auf deren Grundlage eine Prü-
fung der Daten auf Eignung überhaupt erst möglich ist (siehe Nummer 9.(1).1). Gut-
achterausschüsse bieten aufgrund ihrer Selbständigkeit und Unabhängigkeit (vgl. § 
192 Absatz 1 BauGB) eine besondere Gewähr für eine neutrale Aufgabenwahrneh-
mung bieten. Sie können durch die Übermittlungspflicht der beurkundenden Stellen 
nach § 195 Absatz 2 Satz 1 und die Befugnisse nach § 197 BauGB auf umfassende 
Erkenntnisgrundlagen zum Marktgeschehen zurückgreifen.  

9.(3).2 Sollen sonstige für die Wertermittlung erforderliche Daten, aus anderen Quellen her-
angezogen werden (vgl. auch Nummer 1.(1).5), steht es der Eignung dieser Daten 
nicht entgegen, wenn bei Ermittlung dieser Daten Modellansätze und Modelle an-
gewendet wurden, die von § 12 Absatz 5 i. V. m. den Anlagen 1 bis 4 abweichen. 
Der Grundsatz der Modellkonformität ist zu beachten. 

9.(3).3 Die Quelle der verwendeten Daten ist anzugeben.  

Zu § 10  (Grundsatz der Modellkonformität) 

10.(1). Der Grundsatz der Modellkonformität ist beispielsweise zu beachten bei Ermittlung 
des 

a) Vergleichswerts insbesondere bei den zur Anpassung von Kaufpreisen ver-
wendeten Daten und bei Verwendung von Vergleichsfaktoren; 

b) Ertragswerts insbesondere bei der Verwendung von Liegenschaftszinssätzen 
und der ihnen zugrundeliegenden Modellgrößen; 

c) Sachwerts insbesondere für die Anwendung von Sachwertfaktoren bezüglich 
der ihnen zugrundeliegenden Modellgrößen. 
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10.(2). § 10 Absatz 2 schafft die erforderliche Grundlage im Verordnungstext, um dem über-
geordneten Charakter des Grundsatzes der Rechnung tragen zu können. Die Re-
gelung zielt auf Fälle, in denen für den Wertermittlungsstichtag lediglich solche sons-
tigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten vorliegen, die nicht nach der gel-
tenden Immobilienwertermittlungsverordnung ermittelt worden sind. Da der Grund-
satz der Modellkonformität verlangt, dass die Maßstäbe und Vorgaben, die der Er-
mittlung der verwendeten Daten zugrunde lagen, auch bei der Wertermittlung be-
achtet werden, ist in diesen Fällen - soweit dies zur Wahrung der Modellkonformität 
erforderlich ist - von der geltenden Immobilienwertermittlungsverordnung abzuwei-
chen. Dies kann in folgenden Fallkonstellationen notwendig werden: 

a)  Der Wertermittlungsstichtag liegt vor Inkrafttreten der geltenden Immobilien-
wertermittlungsverordnung, d. h. vor dem 1. Januar 2022 (§ 54). Für solche 
Wertermittlungsstichtage können zwangsläufig nur solche Daten vorliegen, 
die zu den für diesen Zeitpunkt geltenden Regelungen und Vorgaben ermittelt 
worden sind.  

b) Der Wertermittlungsstichtag liegt zwar nach dem 1. Januar 2022, aber in so 
großer zeitlicher Nähe zu diesem, dass für diesen noch keine nach neuem 
Recht ermittelten sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten vorlie-
gen. 

Zu § 11  (Künftige Änderungen des Grundstückszustands) 

11.(1).1 § 11 findet nur Anwendung, wenn Änderungen nicht anderweitig berücksichtigt wer-
den. 

11.(1).2. Sind künftige Änderungen des Grundstückszustands nicht mit hinreichender Sicher-
heit absehbar, ist von einer Beibehaltung des Grundstückszustands, wie er sich am 
Qualitätsstichtag darstellte, auszugehen.  

11.(1).3 Liegt der maßgebliche Stichtag in der Vergangenheit, sind nur solche Änderungen 
zu berücksichtigen, die bereits am maßgeblichen Stichtag hinreichend konkret ab-
sehbar waren.  

11.(1).4. Bei der Wertermittlung von Grundstücken mit verschiedenen Möglichkeiten der Ent-
wicklung ihres Grundstückszustands kann es geboten sein, für mehrere mögliche 
Nutzungsvarianten Werte zu ermitteln. Die so erhaltenen Verfahrensergebnisse 
sind zu würdigen.  

11.(1).5 Konkret absehbare künftige Änderungen des Grundstückszustands können insbe-
sondere in folgenden Fällen vorliegen: 

a) Eine anderweitige Nutzung ist konkret absehbar, wenn sie rechtlich nicht aus-
geschlossen ist und im gewöhnlichen Geschäftsverkehr erwartet wird. Davon 
abweichende anderweitige persönliche Nutzungsabsichten des Erwerbers 
bleiben außer Betracht. Von einer anderweitigen künftigen Nutzung ist z. B. 
auszugehen, wenn  

aa)  im Bebauungsplan eine bauliche oder sonstige Nutzung nur für einen 
bestimmten Zeitraum zulässig oder bis zum Eintritt bestimmter Um-
stände zulässig oder unzulässig ist; dabei ist die festgesetzte Folgenut-
zung zu berücksichtigen (§ 9 Absatz 2 BauGB); 

bb)  Flächen von städtebaulichen Missständen oder erheblichen städtebau-
lichen Funktionsverlusten betroffen sind und hierbei erkennbar ist, dass 
die bisherigen Grundstücksnutzungen keine realistische Perspektive ha-
ben; hier kann es sich insbesondere um Flächen in förmlich festgesetzte 
Sanierungs- (vgl. § 136 Absatz 2 und 3 BauGB), Stadtumbaugebieten 
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(vgl. § 171a Absatz 2 BauGB) oder Gebieten der Sozialen Stadt (§ 171e 
Absatz 2 BauGB) handeln, bei denen sich eine absehbare anderweitige 
Folgenutzung aus Stadtentwicklungs-/ Stadtumbaukonzepten ergeben 
kann; entscheidend für eine absehbare anderweitige Nutzung in diesen 
Fällen ist jedoch nicht nur die formale Ausweisung, sondern auch die 
tatsächliche Situation. 

b) Absehbare wesentliche Veränderungen der Ertragsverhältnisse sind in der Regel 
nur zu berücksichtigen, wenn sie auf Veränderungen der qualitativen Eigenschaften 
des Wertermittlungsobjekts (z. B. Modernisierung, Umstrukturierung, Dachge-
schossausbau) oder auf vertraglichen Vereinbarungen wie Miet- oder Pachtverträ-
gen beruhen. Derartige Änderungen der Ertragsverhältnisse sind in allen Werter-
mittlungsverfahren gleichermaßen zu berücksichtigen. Allgemein erwartete Ände-
rungen der Ertragsverhältnisse sind dagegen bereits im Liegenschaftszinssatz be-
rücksichtigt. 

11.(2).1 Im Falle einer Nutzungsänderung richtet sich die Wartezeit, wenn die Nutzungsän-
derung am maßgeblichen Stichtag noch nicht realisierbar ist, nach der voraussicht-
lichen Dauer bis zum Eintritt der rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen, die 
für die Zulässigkeit der Nutzung erforderlich sind (z. B. bei Rohbauland). Eine War-
tezeit kann auch bei baureifen Grundstücken zu berücksichtigen sein, wenn z. B. 
eine Veränderungssperre einer sofortigen Bebauung entgegensteht. Die Wartezeit 
ist möglichst wirklichkeitsnah zu bestimmen (z. B. die Zeit bis zum Abschluss eines 
Bebauungsplanverfahrens, bis zur Bebaubarkeit nach § 33 BauGB, bis zum Ab-
schluss einer eventuell erforderlichen Umlegung nach dem Baugesetzbuch bis zur 
Sicherung der Erschließung oder bis zum Ende der Veränderungssperre).  

11.(2).2 Das Realisierungsrisiko trägt dem Umstand Rechnung, dass auch eine hinreichend 
konkrete Erwartung hinsichtlich einer künftigen Änderung nicht gleichbedeutend mit 
einer hundertprozentigen Sicherheit ist, sondern stets eine Prognoseentscheidung 
bleibt. Eine künftige Änderung im Sinne des § 11 Absatz 1 setzt eine deutlich über-
wiegende Wahrscheinlichkeit des Eintritts der Änderung voraus. Das Realisierungs-
risiko bezeichnet somit das Risiko, dass trotz überwiegender Wahrscheinlichkeit des 
Eintritts der Änderung ein abweichender Verlauf eintritt (Beispiel: Risiko, dass die in 
Vorbereitung befindliche Bebauungsplanänderung infolge anstehender Kommunal-
wahlen abgebrochen wird). Das Realisierungsrisiko ist in der Regel umso höher je 
länger die Wartezeit ist. 

Zu § 12  (Allgemeines zu den für die Wertermittlung erforderlichen Daten) 

12.(1).1 Die Verpflichtung der Gutachterausschüsse, die für die Wertermittlung erforderli-
chen Daten zu ermitteln, ergibt sich nicht aus der Immobilienwertermittlungsverord-
nung, sondern aus § 193 Absatz 5 BauGB.  

12.(1).2 Hinsichtlich des Stichtags, auf den die sonstigen für die Wertermittlung erforderli-
chen Daten nach § 12 Absatz 1 Satz 3 zu beziehen sind, enthält die Immobilienwer-
termittlungsverordnung keine Vorgaben. Eine Ermittlung der Daten zum Bodenricht-
wertstichtag nach § 196 Absatz 1 Satz 5 ist gleichwohl empfehlenswert. 

12.(2) Die erforderliche Anzahl von Kaufpreisen ist insbesondere unter Berücksichtigung 
statistischer Anforderungen sachverständig zu bestimmen.  

12.(3).1 Die Abweichungen gleichen sich im Sinne von § 12 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 in 
ihren Auswirkungen auf die Preise aus, wenn eine hinreichend große Anzahl von 
Kaufpreisen herangezogen wird und sich die Abweichungen der Grundstücksmerk-
male bei stochastischer Verteilung durch Aggregation der Kaufpreise (z. B. bei Mit-
telwertbildung) wertmäßig ausgleichen (sog. Gesetz der großen Zahl).  
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12.(3).2 Hinsichtlich einer Beeinflussung durch ungewöhnliche und persönliche Verhältnisse 
gelten die Hinweise in den Nummern 9.(2).1 bis 9.(2).5 entsprechend.  

12.(5) Für die Ermittlung der Restnutzungsdauer von Wohngebäuden im Fall von Moder-
nisierungen enthalten die Tabellen des Anhang 3 ImmoWertA in Anwendung der in 
Anlage 2 Nummer II.2 ImmoWertV angegebenen Formel die Restnutzungsdauern, 
die sich für die in Anlage 1 ImmoWertV ausgewiesenen Gesamtnutzungsdauern in 
Abhängigkeit von 

 dem Alter der baulichen Anlagen und  

 der nach Anlage 2 Nummer I ImmoWertV ermittelten Modernisierungspunkt-
zahl  

ergeben. 

12.(6). Anhang 4 enthält präzisierende Hinweise zur Modellbeschreibung. 

Zu § 13  (Allgemeines zu Bodenrichtwerten) 

13.(1) Der Bodenrichtwert ist als ein Betrag in Euro anzugeben. 

13.(2). Bei dem Bodenrichtwertgrundstück handelt es sich um ein unbebautes und fiktives 
Grundstück. Das Wort „fiktiv“ bezieht sich sowohl auf die Lage als auch auf die dar-
gestellten Grundstücksmerkmale. Die Darstellung des Bodenrichtwerts lässt somit 
keine Rückschlüsse auf die Lage des Bodenrichtwertgrundstücks innerhalb der Bo-
denrichtwertzone zu, da der Bodenrichtwert auch hinsichtlich der Lage einen Durch-
schnittswert für die Mehrheit der Grundstücke innerhalb der Bodenrichtwertzone 
darstellt.  

Zu § 14  (Grundlagen der Bodenrichtwertermittlung) 

14.(1).1 Grundlage der Bodenrichtwertermittlung ist eine ausreichende Anzahl geeigneter 
Kaufpreise (§ 12 Absatz 2 und 3).  

14.(1).2 Bei der Ermittlung von Bodenrichtwerten am Rande des Zuständigkeitsbereiches 
des Gutachterausschusses wird eine Abstimmung mit den benachbarten Gutachter-
ausschüssen empfohlen. 

14.(1).3 Neben den Daten der Kaufpreissammlung und den für die Wertermittlung erforder-
lichen Daten sind zweckdienliche sonstige Daten und Informationen unterstützend 
heranzuziehen. Hierzu können zum Beispiel gehören: 

 Geobasisdaten, z. B. Liegenschaftskarte und topografische Informationen, 

 Bauleitpläne, Satzungen zur Abgrenzung von Innen- und Außenbereich, 
Landschaftspläne, 

 Schutzgebiete, z. B. nach Denkmalschutzrecht (Grabungsschutzgebiete), Na-
turschutzrecht (bspw. Naturschutzgebiete, FFH-Gebiete) und Wasserrecht 
(bspw. Wasserschutzgebiete), 

 Überschwemmungsgebiete und Risikobiete nach den Vorgaben zum Hoch-
wasserschutz (vgl. §§ 72 bis 81 des Wasserhaushaltsgesetzes), 

 Lärmkarten (vgl. Vierunddreißigste Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes [Verordnung über die Lärmkartierung] vom 6. 
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März 2006 (BGBl. I S. 516), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
28. Mai 2021 (BGBl. I S. 1251) geändert worden ist),  

 Erhaltungssatzungen (§172 BauGB), 

 städtebauliche Entwicklungskonzepte nach §171b Absatz 2 BauGB, 

 Daten über Bodenordnungs-, Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, 
Planfeststellungen, 

 Daten über Art und Umfang der Erschließung, 

 Daten über die Abrechnung von Erschließungsbeiträgen und von anderen in 
Betracht kommenden Beiträgen, 

 Informationen über Mieten,  

 Informationen über Pachten, 

 Bodengütekarten, 

 Ergebnisse der Bodenschätzung, 

 Ergebnisse örtlicher Ermittlungen (z. B. Passantenfrequenzzählungen), 

 Daten zur demografischen Entwicklung, 

 Daten des Rebflächenkatasters. 

14.(2). Als andere geeignete Verfahrensweisen im Sinne des § 14 Absatz 2 Satz 2 kommen 
z. B. die Zielbaummethode, Wohn-/Geschäftslagenklassifizierung, Miet- und Pacht-
entwicklung, Verhältnis der Mieten in Geschäftslagen, Mietsäulenverfahren in Be-
tracht. 

14.(4). Bodenrichtwerte enthalten keinen Wertanteil für den Aufwuchs (vgl. zum Bodenwert 
auch Nummer 40.(1).3). Dabei ist zu beachten, dass nicht jeder Aufwuchs wertbe-
einflussend ist (z. B. ein junger Baumbestand bei forstwirtschaftlichen Flächen). Der 
Werteinfluss von Aufwuchs ist zusätzlich zu berücksichtigen. Neben einer Werter-
höhung (z.B. für hiebreifen Baumbestand bei forstwirtschaftlichen Flächen kann 
auch eine Wertminderung z. B. durch schützenswerte Baumbestände in Frage kom-
men, durch die die Bebaubarkeit eingeschränkt oder ggf. sogar unmöglich ist. 

Zu § 15  (Bildung der Bodenrichtwertzonen) 

15.(1).1 Bei der Abgrenzung der Bodenrichtwertzonen sind vorhandene Satzungen zur Ab-
grenzung von Innen- und Außenbereich berücksichtigen. Im Übrigen sind der Ab-
grenzung der Bodenrichtwertzone die tatsächlichen Grenzen des vorhandenen Be-
bauungszusammenhangs zugrunde zu legen. 

15.(1).2 Wenn nur bei einzelnen Grundstücken die lagebedingten Wertunterschiede zum Bo-
denrichtwertgrundstück mehr als 30 Prozent betragen, ist dies unschädlich.15.(3).
 Eine nicht deckungsgleiche Überlagerung von Bodenrichtwertzonen, die in Ge-
bieten nach § 196 Absatz 1 Satz 7 BauGB gebildet wurden, kann sich ergeben, 
wenn sich z. B. durch die Sanierung die Grundstücksqualitäten geändert haben und 
dies durch eine unterschiedliche Ausweisung der Bodenrichtwertzonen für den sa-
nierungsunbeeinflussten und den sanierungsbeeinflussten Bodenrichtwert berück-
sichtigt wird. 
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Zu § 16  (Grundstücksmerkmale des Bodenrichtwertgrundstücks) 

16.(1).1  Privatrechtliche Besonderheiten können z. B. auf Miet- und Pachtverträgen beru-
hen. 

16.(1).2  Öffentlich-rechtliche Besonderheiten können z. B. aus Baulasten, aus Vorgaben des 
Denkmalschutzes oder aus Miet- und Belegungsbindungen der sozialen Wohn-
raumförderung resultieren. 

16.(1).3 Tatsächliche Besonderheiten können z. B. aus Bodenverunreinigungen resultieren. 

16.(1).4 § 16 Absatz 1 Satz 2 gilt z. B. 

 bei Miet- und Belegungsbindungen der sozialen Wohnraumförderung, wenn 
für die Grundstücke in der Bodenrichtwertzone Bebauungsplanfestsetzungen 
nach § 9 Absatz 1 Nummer 7 oder Absatz 2d Satz 1 Nummer 3 BauGB gelten 
(vgl. hierzu auch Anlage 4 Nummer I: sozialer Mietwohnungsbau als Ergän-
zung zur Art der Nutzung), 

 bei Pachtverträgen, wenn landwirtschaftliche Grundstücke auf dem örtlichen 
Grundstücksmarkt üblicherweise im verpachteten Zustand veräußert werden,  

 wenn Bodenrichtwertzonen für Grundstücke mit einer bestimmten Aussichts-
lage (z. B. Seeblick) gebildet werden sollen, die sich nur im Wege der Einzel-
besichtigung der Grundstücke feststellen lässt.  

16.(2).1 Der städtebaurechtliche Begriff „Bauweise“ in § 16 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 meint 
– wie in § 22 BauNVO – die Anordnung der Gebäude in Bezug auf die seitliche 
Grundstücksgrenze. Die Hausformen „Doppelhaus“ und „“Hausgruppe“ im Sinne 
des § 22 BauNVO bezeichnen dementsprechend aufgrund ihrer ausschließlich städ-
tebaurechtlichen Bedeutung nur solche Gebäude, die an der Grundstücksgrenze 
zusammengebaut und somit ohne seitlichen Abstand zur Grundstücksgrenze errich-
tet worden sind. Gebäude dagegen, die im allgemeinen Sprachgebrauch als Dop-
pelhäuser bezeichnet werden, sich aber auf einem Grundstück befinden, sind keine 
Doppelhäuser im Sinne des § 22 BauNVO und des städtebaurechtlichen Begriffs 
der Bauweise. Damit auch solche Gebäudearten erfasst werden, tritt in § 16 Absatz 
2 Satz 2 neben den Begriff der Bauweise die (von Grundstücksgrenzen unabhän-
gige) Gebäudestellung zur Nachbarbebauung. 

16.(4).1 Die WGFZ beschreibt das Verhältnis der Flächen der oberirdischen Geschosse zur 
Grundstücksfläche, während die (städtebauliche) GFZ das Verhältnis der Flächen 
der Vollgeschosse zur Grundstücksfläche ausdrückt (§ 20 Absatz 2 und Absatz 3 
Satz 1 BauNVO). Die WGFZ ist nur zugrunde zu legen, wenn sie wertbeeinflussend 
ist. 

16.(4).2 Folgende Übersichten veranschaulichen die Ermittlung der WGFZ nach § 16 Absatz 
4 Satz 2 bis 5. Die angegebenen Zahlen beziehen sich jeweils auf die Grundfläche 
der Geschosse: 
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16.(4).3 Sind im Dachraum mehrere Dachgeschossebenen ausgebaut oder ausbaufähig gilt 
§ 16 Abs. 4 Satz 3 entsprechend. In Hanglagen kann in der Regel davon ausgegan-
gen werden, dass die untersten Geschosse nach § 16 Absatz 4 Satz 2 als oberirdi-
sche Geschosse gelten. 

16.(5) Die Beitragsfreiheit bezieht sich auf 

 die Erschließungsbeiträge nach § 127 des Baugesetzbuchs oder entspre-
chendem Landesrecht, 

 naturschutzrechtliche Ausgleichsbeträge nach § 135a des Baugesetzbuchs 
sowie 

 die Anschlussbeträge für die Wasserversorgung und Grundstücksentwässe-
rung sowie sonstige grundstücksbezogene Beiträge nach dem Kommunalab-
gabenrecht. 

Landesrecht ist für das Erschließungsbeitragsrecht (Satz 1 Buchstabe a) relevant, 
wenn es die §§ 127 bis 135 BauGB ersetzt hat (Artikel 125a Absatz 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes). 

Zu § 17  (Automatisiertes Führen der Bodenrichtwerte) 

17.1 Das automatisierte Führen der Bodenrichtwerte dient einer breiten digitalen Ver-
wendbarkeit der Bodenrichtwerte, insbesondere in einem Informationssystem zum 
Immobilienmarkt. Dabei ist die Schnittstellenbeschreibung in Anhang 5 anzuwen-
den.  
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Anhang 3  (zu Nummern 12.(5) und II.4: Tabellen zur Ermittlung der Restnutzungsdauer von Wohngebäuden bei Moderni-
sierungen 

In den Tabellen 1 bis 5 sind für die in Anlage 1 zur ImmoWertV ausgewiesenen Gesamtnutzungsdauern in Abhängigkeit von dem Alter der baulichen 
Anlagen und der nach Anlage 2 Nummer 1 zur ImmoWertV ermittelten Modernisierungspunktzahl Restnutzungsdauern für Wohngebäude im Falle 
von Modernisierungen angegeben. Die Tabellenwerte sind auf die volle Jahreszahl gerundet. 

Tabelle 1: Restnutzungsdauer bei einer üblichen Gesamtnutzungsdauer von 80 Jahren 

GND Modernisierungspunkte 

80 0 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 

Gebäude-
alter 

modifizierte Restnutzungsdauer 

0 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 80 

1 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 79 

2 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 78 

3 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 77 

4 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 76 

5 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 75 

6 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 74 

7 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 73 

8 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 72 

9 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 71 72 72 72 

10 70 70 70 70 70 70 70 70 70 70 70 70 70 70 70 70 70 71 71 71 71 

11 69 69 69 69 69 69 69 69 69 69 69 69 69 69 69 70 70 70 71 71 71 

12 68 68 68 68 68 68 68 68 68 68 68 68 68 68 68 69 69 70 70 70 70 

13 67 67 67 67 67 67 67 67 67 67 67 67 67 67 68 68 69 70 70 70 70 

14 66 66 66 66 66 66 66 66 66 66 66 66 67 67 67 68 69 69 70 70 70 

15 65 65 65 65 65 65 65 65 65 65 65 66 66 66 67 67 68 69 69 69 69 

16 64 64 64 64 64 64 64 64 64 64 65 65 65 66 66 67 68 68 69 69 69 
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Anhang 4  (zu Nummer 12.(6)): Modellbeschreibung) 

I.  Allgemeine Angaben  

Die nachfolgenden, nicht abschließenden allgemeinen Angaben gelten für Modellbeschreibungen 
bei allen sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten. 

1.  Rahmendaten 

Gegenstand Bedeutung 

zeitlicher Bezug Stichtag, auf den sich das zur Wertermitt-
lung erforderliche Datum bezieht 

sachlicher und räumlicher 
Anwendungsbereich 

zum Beispiel Gebiet einer Gemeinde, be-
stimmter Bodenrichtwertbereich (Boden-
wertniveau),  bestimmte Spannen oder  
bestimmte Baujahre 

Datengrundlage Herkunft der Kaufpreise, zum Beispiel 
Kaufpreissammlung eines zu bezeichnen-
den Gutachterausschusses 

2. Beschreibung der Stichprobe 

Gegenstand Bedeutung 

Auswertungszeitraum zum Beispiel Kauffälle aus den letzten drei 
Jahren vor dem Stichtag 

Anzahl der ausgewerteten Kauffälle  

statistische Kenngrößen zum Beispiel Bezugsspannen und Durch-
schnittswerte für bestimmte Kenngrößen 
wie zum Beispiel Wohn- bzw. Nutzfläche, 
Erträge, Restnutzungsdauer 

oder  

Minimum, Maximum, Mittelwert, Median, 
Quantile oder Streuungsmaße der Grund-
stücks- und Vertragsmerkmale 

3. Beschreibung der Ermittlungsmethodik 

Gegenstand Bedeutung 

Ermittlungsmethodik zum Beispiel Regressionsanalyse, Mittel-
wert, Median, Methodik der Ausreißerbe-
reinigung 

Angabe des Modells (im Fall der Verwen-
dung hedonischer Modelle wie zum Bei-
spiel Regressionsanalyse) 

Funktion, Signifikanz und Standardabwei-
chung der Regressionskoeffizienten 
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Anhang 5  (zu Nummer 17.1): Schnittstellenbeschreibung für Bodenrichtwertinformationen im CSV-Format 

1. Erläuterung 

Die Datenschnittstelle für Bodenrichtwertinformationen in CSV-Dateien besteht aus Bodenrichtwertdateien (Name: br*.csv) und Umrechnungskoeffizientendateien. 

(Name: uk*.csv). Optional können Dokumentationen in Form von PDF-Dateien Bestandteil der Schnittstelle sein. 

Diese Dateien müssen im Dateinamen an der 1.-2. Stelle den Landesschlüssel und danach die Gutachterausschusskennziffer enthalten. 

Nach einem ‚-‘ kann der weitere Teil des Dateinamens individuell vergeben werden. 

1.1 Dateiaufbau 

Für die Bodenrichtwertdateien und die Umrechnungskoeffizientendateien gelten folgende Grundsätze: 

- Datensätze werden durch einen Zeilenumbruch getrennt, der durch die Zeichenkombination ‚CR LF‘ erzeugt wird. 

- Der letzte Datensatz wird durch einen Zeilenumbruch abgeschlossen. 

- Als Trennzeichen für die Datenfelder wird das Pipezeichen ‚ | ‘ verwendet. 

- Der erste Datensatz einer Datei, der Kopfdatensatz, enthält in den Datenfeldern die Feldkennungen. 

- Jeder Datensatz enthält alle Datenfelder. Ein leeres Datenfeld enthält kein Zeichen und wird gleichfalls durch das Trennzeichen abgeschlossen, ausgenommen am Da-
tensatzende. 

- Bei Bodenrichtwerten, die nach Inkrafttreten dieser Schnittstelle ermittelt wurden, sind nur die angegebenen Feldinhalte zulässig. 

1.2 Struktur besonderer Datenfelder 

- Einzelne Werte in einem Datenfeld, das Listen erlaubt, (BEM, FREI, BRZNAME, LUMNUM, UWERT, UFORM) werden durch ein Semikolon ‚ ; ‘  getrennt.  

- Beim Feld „Werteliste“ (UWERT) besteht der einzelne Wert aus dem Wert für die Einflussgröße und dem jeweiligen Umrechnungswert getrennt durch ein Leerzeichen. 

- Das Feld „Koordinatenliste“ (KOORWERT) enthält den Umring der Bodenrichtwertzone im "Well-Known-Text" (WKT)-Format des Open Geospatial Consortium (OGC): 

das Schlüsselwort "Polygon", gefolgt von Koordinatenpaaren, die intern durch Leerzeichen und als Listenelemente durch Kommata getrennt und von zwei Klammern umschlossen 
werden. 

Beispiel für eine Zone ohne Loch: Polygon((10 10, 10 20, 20 20, 20 15, 10 10)) 

Beispiel für eine Zone mit einem äußeren Umring und einem inneren Ring (Loch): Polygon((0 0, 0 20, 20 20, 20 0, 0 0),(5 5, 5 15, 15 15, 15 5, 5 5)) 

- Bei Dezimalzahlen wird der Punkt ‚ . ‘ als Dezimaltrenner verwendet. 

- Datenfelder, die Sonderzeichen enthalten, werden von Feldbegrenzern eingeschlossen. Als Feldbegrenzerzeichen wird das Doppelhochkomma‚ " ‘ verwendet. Ist das 
Feldbegrenzerzeichen selbst als Sonderzeichen in den Daten enthalten, wird dieses im Datenfeld verdoppelt  

(Beispiel: 1;45;"Test ""2"" in Zeichenkette"). 
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Anhang 6  (zu Nummer 34.2): Barwertfaktoren für die Kapitalisierung 

Bei einer 

Restnut-

zungsdauer 

von ... Jah-

ren 

Zinssatz 

1,0% 1,5% 2,0% 2,5% 3,0% 3,5% 4,0% 4,5% 5,0% 

                  

                    

1 0,9901 0,9852 0,9804 0,9756 0,9709 0,9662 0,9615 0,9569 0,9524 

2 1,9704 1,9559 1,9416 1,9274 1,9135 1,8997 1,8861 1,8727 1,8594 

3 2,9410 2,9122 2,8839 2,8560 2,8286 2,8016 2,7751 2,7490 2,7232 

4 3,9020 3,8544 3,8077 3,7620 3,7171 3,6731 3,6299 3,5875 3,5460 

5 4,8534 4,7826 4,7135 4,6458 4,5797 4,5151 4,4518 4,3900 4,3295 

6 5,7955 5,6972 5,6014 5,5081 5,4172 5,3286 5,2421 5,1579 5,0757 

7 6,7282 6,5982 6,4720 6,3494 6,2303 6,1145 6,0021 5,8927 5,7864 

8 7,6517 7,4859 7,3255 7,1701 7,0197 6,8740 6,7327 6,5959 6,4632 

9 8,5660 8,3605 8,1622 7,9709 7,7861 7,6077 7,4353 7,2688 7,1078 

10 9,4713 9,2222 8,9826 8,7521 8,5302 8,3166 8,1109 7,9127 7,7217 

11 10,3676 10,0711 9,7868 9,5142 9,2526 9,0016 8,7605 8,5289 8,3064 

12 11,2551 10,9075 10,5753 10,2578 9,9540 9,6633 9,3851 9,1186 8,8633 

13 12,1337 11,7315 11,3484 10,9832 10,6350 10,3027 9,9856 9,6829 9,3936 

14 13,0037 12,5434 12,1062 11,6909 11,2961 10,9205 10,5631 10,2228 9,8986 

15 13,8651 13,3432 12,8493 12,3814 11,9379 11,5174 11,1184 10,7395 10,3797 

16 14,7179 14,1313 13,5777 13,0550 12,5611 12,0941 11,6523 11,2340 10,8378 

17 15,5623 14,9076 14,2919 13,7122 13,1661 12,6513 12,1657 11,7072 11,2741 

18 16,3983 15,6726 14,9920 14,3534 13,7535 13,1897 12,6593 12,1600 11,6896 

19 17,2260 16,4262 15,6785 14,9789 14,3238 13,7098 13,1339 12,5933 12,0853 

20 18,0456 17,1686 16,3514 15,5892 14,8775 14,2124 13,5903 13,0079 12,4622 

21 18,8570 17,9001 17,0112 16,1845 15,4150 14,6980 14,0292 13,4047 12,8212 

22 19,6604 18,6208 17,6580 16,7654 15,9369 15,1671 14,4511 13,7844 13,1630 

23 20,4558 19,3309 18,2922 17,3321 16,4436 15,6204 14,8568 14,1478 13,4886 

24 21,2434 20,0304 18,9139 17,8850 16,9355 16,0584 15,2470 14,4955 13,7986 

25 22,0232 20,7196 19,5235 18,4244 17,4131 16,4815 15,6221 14,8282 14,0939 

26 22,7952 21,3986 20,1210 18,9506 17,8768 16,8904 15,9828 15,1466 14,3752 

27 23,5596 22,0676 20,7069 19,4640 18,3270 17,2854 16,3296 15,4513 14,6430 

28 24,3164 22,7267 21,2813 19,9649 18,7641 17,6670 16,6631 15,7429 14,8981 

29 25,0658 23,3761 21,8444 20,4535 19,1885 18,0358 16,9837 16,0219 15,1411 

30 25,8077 24,0158 22,3965 20,9303 19,6004 18,3920 17,2920 16,2889 15,3725 

31 26,5423 24,6461 22,9377 21,3954 20,0004 18,7363 17,5885 16,5444 15,5928 

32 27,2696 25,2671 23,4683 21,8492 20,3888 19,0689 17,8736 16,7889 15,8027 

33 27,9897 25,8790 23,9886 22,2919 20,7658 19,3902 18,1476 17,0229 16,0025 

34 28,7027 26,4817 24,4986 22,7238 21,1318 19,7007 18,4112 17,2468 16,1929 

35 29,4086 27,0756 24,9986 23,1452 21,4872 20,0007 18,6646 17,4610 16,3742 

36 30,1075 27,6607 25,4888 23,5563 21,8323 20,2905 18,9083 17,6660 16,5469 

37 30,7995 28,2371 25,9695 23,9573 22,1672 20,5705 19,1426 17,8622 16,7113 

38 31,4847 28,8051 26,4406 24,3486 22,4925 20,8411 19,3679 18,0500 16,8679 

39 32,1630 29,3646 26,9026 24,7303 22,8082 21,1025 19,5845 18,2297 17,0170 

40 32,8347 29,9158 27,3555 25,1028 23,1148 21,3551 19,7928 18,4016 17,1591 

41 33,4997 30,4590 27,7995 25,4661 23,4124 21,5991 19,9931 18,5661 17,2944 

42 34,1581 30,9941 28,2348 25,8206 23,7014 21,8349 20,1856 18,7235 17,4232 

43 34,8100 31,5212 28,6616 26,1664 23,9819 22,0627 20,3708 18,8742 17,5459 

44 35,4555 32,0406 29,0800 26,5038 24,2543 22,2828 20,5488 19,0184 17,6628 

45 36,0945 32,5523 29,4902 26,8330 24,5187 22,4955 20,7200 19,1563 17,7741 

46 36,7272 33,0565 29,8923 27,1542 24,7754 22,7009 20,8847 19,2884 17,8801 

47 37,3537 33,5532 30,2866 27,4675 25,0247 22,8994 21,0429 19,4147 17,9810 

48 37,9740 34,0426 30,6731 27,7732 25,2667 23,0912 21,1951 19,5356 18,0772 

49 38,5881 34,5247 31,0521 28,0714 25,5017 23,2766 21,3415 19,6513 18,1687 

50 39,1961 34,9997 31,4236 28,3623 25,7298 23,4556 21,4822 19,7620 18,2559 
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Anhang 7  (zu Nummer 34.3): Barwertfaktoren für die Abzinsung 

Bei einer 

Restnut-

zungsdauer 

von ... Jah-

ren 

Zinssatz 

1,0% 1,5% 2,0% 2,5% 3,0% 3,5% 4,0% 4,5% 5,0% 

                  

                    

1 0,9901 0,9852 0,9804 0,9756 0,9709 0,9662 0,9615 0,9569 0,9524 

2 0,9803 0,9707 0,9612 0,9518 0,9426 0,9335 0,9246 0,9157 0,9070 

3 0,9706 0,9563 0,9423 0,9286 0,9151 0,9019 0,8890 0,8763 0,8638 

4 0,9610 0,9422 0,9238 0,9060 0,8885 0,8714 0,8548 0,8386 0,8227 

5 0,9515 0,9283 0,9057 0,8839 0,8626 0,8420 0,8219 0,8025 0,7835 

6 0,9420 0,9145 0,8880 0,8623 0,8375 0,8135 0,7903 0,7679 0,7462 

7 0,9327 0,9010 0,8706 0,8413 0,8131 0,7860 0,7599 0,7348 0,7107 

8 0,9235 0,8877 0,8535 0,8207 0,7894 0,7594 0,7307 0,7032 0,6768 

9 0,9143 0,8746 0,8368 0,8007 0,7664 0,7337 0,7026 0,6729 0,6446 

10 0,9053 0,8617 0,8203 0,7812 0,7441 0,7089 0,6756 0,6439 0,6139 

11 0,8963 0,8489 0,8043 0,7621 0,7224 0,6849 0,6496 0,6162 0,5847 

12 0,8874 0,8364 0,7885 0,7436 0,7014 0,6618 0,6246 0,5897 0,5568 

13 0,8787 0,8240 0,7730 0,7254 0,6810 0,6394 0,6006 0,5643 0,5303 

14 0,8700 0,8118 0,7579 0,7077 0,6611 0,6178 0,5775 0,5400 0,5051 

15 0,8613 0,7999 0,7430 0,6905 0,6419 0,5969 0,5553 0,5167 0,4810 

16 0,8528 0,7880 0,7284 0,6736 0,6232 0,5767 0,5339 0,4945 0,4581 

17 0,8444 0,7764 0,7142 0,6572 0,6050 0,5572 0,5134 0,4732 0,4363 

18 0,8360 0,7649 0,7002 0,6412 0,5874 0,5384 0,4936 0,4528 0,4155 

19 0,8277 0,7536 0,6864 0,6255 0,5703 0,5202 0,4746 0,4333 0,3957 

20 0,8195 0,7425 0,6730 0,6103 0,5537 0,5026 0,4564 0,4146 0,3769 

21 0,8114 0,7315 0,6598 0,5954 0,5375 0,4856 0,4388 0,3968 0,3589 

22 0,8034 0,7207 0,6468 0,5809 0,5219 0,4692 0,4220 0,3797 0,3418 

23 0,7954 0,7100 0,6342 0,5667 0,5067 0,4533 0,4057 0,3634 0,3256 

24 0,7876 0,6995 0,6217 0,5529 0,4919 0,4380 0,3901 0,3477 0,3101 

25 0,7798 0,6892 0,6095 0,5394 0,4776 0,4231 0,3751 0,3327 0,2953 

26 0,7720 0,6790 0,5976 0,5262 0,4637 0,4088 0,3607 0,3184 0,2812 

27 0,7644 0,6690 0,5859 0,5134 0,4502 0,3950 0,3468 0,3047 0,2678 

28 0,7568 0,6591 0,5744 0,5009 0,4371 0,3817 0,3335 0,2916 0,2551 

29 0,7493 0,6494 0,5631 0,4887 0,4243 0,3687 0,3207 0,2790 0,2429 

30 0,7419 0,6398 0,5521 0,4767 0,4120 0,3563 0,3083 0,2670 0,2314 

31 0,7346 0,6303 0,5412 0,4651 0,4000 0,3442 0,2965 0,2555 0,2204 

32 0,7273 0,6210 0,5306 0,4538 0,3883 0,3326 0,2851 0,2445 0,2099 

33 0,7201 0,6118 0,5202 0,4427 0,3770 0,3213 0,2741 0,2340 0,1999 

34 0,7130 0,6028 0,5100 0,4319 0,3660 0,3105 0,2636 0,2239 0,1904 

35 0,7059 0,5939 0,5000 0,4214 0,3554 0,3000 0,2534 0,2143 0,1813 

36 0,6989 0,5851 0,4902 0,4111 0,3450 0,2898 0,2437 0,2050 0,1727 

37 0,6920 0,5764 0,4806 0,4011 0,3350 0,2800 0,2343 0,1962 0,1644 

38 0,6852 0,5679 0,4712 0,3913 0,3252 0,2706 0,2253 0,1878 0,1566 

39 0,6784 0,5595 0,4619 0,3817 0,3158 0,2614 0,2166 0,1797 0,1491 

40 0,6717 0,5513 0,4529 0,3724 0,3066 0,2526 0,2083 0,1719 0,1420 

41 0,6650 0,5431 0,4440 0,3633 0,2976 0,2440 0,2003 0,1645 0,1353 

42 0,6584 0,5351 0,4353 0,3545 0,2890 0,2358 0,1926 0,1574 0,1288 

43 0,6519 0,5272 0,4268 0,3458 0,2805 0,2278 0,1852 0,1507 0,1227 

44 0,6454 0,5194 0,4184 0,3374 0,2724 0,2201 0,1780 0,1442 0,1169 

45 0,6391 0,5117 0,4102 0,3292 0,2644 0,2127 0,1712 0,1380 0,1113 

46 0,6327 0,5042 0,4022 0,3211 0,2567 0,2055 0,1646 0,1320 0,1060 

47 0,6265 0,4967 0,3943 0,3133 0,2493 0,1985 0,1583 0,1263 0,1009 

48 0,6203 0,4894 0,3865 0,3057 0,2420 0,1918 0,1522 0,1209 0,0961 

49 0,6141 0,4821 0,3790 0,2982 0,2350 0,1853 0,1463 0,1157 0,0916 

50 0,6080 0,4750 0,3715 0,2909 0,2281 0,1791 0,1407 0,1107 0,0872 
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Anhang 8  (zu Nummer 38): Linearer Alterswertminderungsfaktor 

 

Restnutzungs-
dauer 
Jahre 

Gesamtnutzungsdauer 
Jahre 

10 20 30 40 50 60 70 80 

1 0,1000 0,0500 0,0333 0,0250 0,0200 0,0167 0,0143 0,0125 

2 0,2000 0,1000 0,0667 0,0500 0,0400 0,0333 0,0286 0,0250 

3 0,3000 0,1500 0,1000 0,0750 0,0600 0,0500 0,0429 0,0375 

4 0,4000 0,2000 0,1333 0,1000 0,0800 0,0667 0,0571 0,0500 

5 0,5000 0,2500 0,1667 0,1250 0,1000 0,0833 0,0714 0,0625 

6 0,6000 0,3000 0,2000 0,1500 0,1200 0,1000 0,0857 0,0750 

7 0,7000 0,3500 0,2333 0,1750 0,1400 0,1167 0,1000 0,0875 

8 0,8000 0,4000 0,2667 0,2000 0,1600 0,1333 0,1143 0,1000 

9 0,9000 0,4500 0,3000 0,2250 0,1800 0,1500 0,1286 0,1125 

10 1,0000 0,5000 0,3333 0,2500 0,2000 0,1667 0,1429 0,1250 

11  0,5500 0,3667 0,2750 0,2200 0,1833 0,1571 0,1375 

12  0,6000 0,4000 0,3000 0,2400 0,2000 0,1714 0,1500 

13  0,6500 0,4333 0,3250 0,2600 0,2167 0,1857 0,1625 

14  0,7000 0,4667 0,3500 0,2800 0,2333 0,2000 0,1750 

15  0,7500 0,5000 0,3750 0,3000 0,2500 0,2143 0,1875 

16  0,8000 0,5333 0,4000 0,3200 0,2667 0,2286 0,2000 

17  0,8500 0,5667 0,4250 0,3400 0,2833 0,2429 0,2125 

18  0,9000 0,6000 0,4500 0,3600 0,3000 0,2571 0,2250 

19  0,9500 0,6333 0,4750 0,3800 0,3167 0,2714 0,2375 

20  1,0000 0,6667 0,5000 0,4000 0,3333 0,2857 0,2500 

21   0,7000 0,5250 0,4200 0,3500 0,3000 0,2625 

22   0,7333 0,5500 0,4400 0,3667 0,3143 0,2750 
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Anhang 9  (zu Nummer 47.8 Buchstabe a): Zur Wertermittlung beim Nieß-
brauch und Wohnungsrecht 

I.  Grundsätze 

I.1 Beim Nießbrauch und beim Wohnungsrecht sind die jeweiligen schuldrechtlichen 
Vereinbarungen zu beachten. Je nach vertraglicher Ausgestaltung ist daher zu klä-
ren, ob ein Recht befristet oder auf Lebenszeit, entgeltlich oder unentgeltlich ein-
geräumt wurde und wer die Kosten und ggf.  auch die Lasten trägt, die im Zusam-
menhang mit dem Grundstück sowie dessen Nutzung entstehen.  

I.2 Die Höhe der vom Berechtigten bzw. vom Grundstückseigentümer zu tragenden 
Kosten bzw. Lasten können sowohl den Wert des Rechts als auch den Wert des 
belasteten Grundstücks beeinflussen.  

I.3 Das Wohnungsrecht (§ 1093 BGB) als beschränkte persönliche Dienstbarkeit und 
der Nießbrauch (§§ 1030 ff. BGB) werden zugunsten einer bestimmten Person 
bestellt. Sie erlöschen in der Regel mit dem Tod des Berechtigten und damit zu 
einem unbestimmten Zeitpunkt. Die Rechte erlöschen darüber hinaus mit dem Ab-
lauf einer vertraglichen Befristung oder mit der Zerstörung des Gebäudes, soweit 
keine Wiederaufbauverpflichtung (z.B. auf Grund vertraglicher Vereinbarungen o-
der landesrechtlicher Bestimmungen) besteht. Auch in diesen Fällen bleibt die 
Dauer des Rechts bzw. der Belastung vom Erleben des Berechtigten abhängig. 

I.4 Nießbrauch und Wohnungsrecht haben neben vielen Gemeinsamkeiten u.a. den 
Unterschied, dass beim Nießbrauch der Berechtigte in der Regel alle Nutzungen 
aus dem Grundstück ziehen kann, während das Wohnungsrecht als beschränkte 
persönliche Dienstbarkeit im Wesentlichen nur die Wohnnutzung eines Gebäudes 
oder Gebäudeteils gestattet. 

I.5 Nießbrauchberechtigter und Wohnungsrechtsinhaber sind nach § 1041 BGB nur 
im Rahmen gewöhnlicher Unterhaltungsmaßnahmen zur Erhaltung der Sache ver-
pflichtet. Darüber hinaus ist der Nießbrauchberechtigte nach § 1047 BGB zur Tra-
gung bestimmter Lasten verpflichtet (u.a. Hypothekenzinsen). 

I.6 Ist der Rechtsinhaber (z.B. nach § 1047 BGB oder nach vertraglicher Vereinba-
rung) zur Zahlung von Kosten und Lasten verpflichtet (z.B. Zahlungsverpflichtun-
gen aus Abteilung III des Grundbuchs, nicht umlegbare Bewirtschaftungskosten) 
die normalerweise vom Grundstückseigentümer getragen werden, ist zu beachten, 
dass diese Kosten und Lasten bei der Wertermittlung des Rechts ausgehend vom 
Rohertrag wertmindernd angesetzt werden. Damit reduziert sich zugleich die Wert-
minderung des belasteten Grundstücks.  

I.7  Das Wohnungsrecht und der Nießbrauch sind grundsätzlich nicht übertragbar. 
Eine Wertermittlung des Rechts erfolgt insbesondere für Zwecke der Ablösung. 

II.  Leibrentenberechnung 

II.1 Wohnungsrecht und Nießbrauch sind regelmäßig an das Leben des oder der Be-
rechtigten gebunden. Für natürliche Personen erfolgt deshalb die Ermittlung des 
Werts des Rechts mit Hilfe von Leibrentenbarwertfaktoren. Bei mehreren Berech-
tigten ist der Leibrentenbarwertfaktor für Verbindungsrenten anzusetzen. Ist der 
Berechtigte eine juristische Person, ist von einem angemessenen Zeitrentenbar-
wertfaktor auszugehen. 
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Anhang 10  (zu Nummer 47.8 Buchstabe b): Zur Wertermittlung bei Grund-
dienstbarkeiten und beschränkte persönliche Dienstbarkeiten  

I.  Grundsätze 

I.1 Die Grunddienstbarkeit (§ 1018 BGB) wird zugunsten des jeweiligen Eigentümers 
eines anderen Grundstücks begründet. Sie schränkt die Befugnisse des Eigentü-
mers des belasteten Grundstücks insoweit ein, als er  

 bestimmte Nutzungen des Grundstücks durch den Berechtigten zu dulden 
(Benutzungsrechte wie z. B. Wegerecht und Leitungsrecht für ein Grund-
stück, das keinen direkten Zugang zum öffentlichen Straßenland und den 
dort verlegten Versorgungsleitungen hat), 

 bestimmte Handlungen zu unterlassen (z. B. Bebauungsverbote) oder  

 die Ausübung eines Rechts zu unterlassen hat. 

Als Recht, das mit dem Eigentum an einem Grundstück verbunden ist, ist die 
Grunddienstbarkeit Bestandteil des begünstigten Grundstücks (§ 96 BGB). 

I.2 Die im Rahmen einer Grunddienstbarkeit möglichen Belastungen eines Grund-
stücks können nicht nur zugunsten des Eigentümers eines Grundstücks, sondern 
– als beschränkte persönliche Dienstbarkeit (§ 1090) - auch zugunsten einer be-
stimmten Person begründet werden. Ein häufiger Anwendungsfall sind Leitungs-
rechte für Versorgungsunternehmen. 

I.3 Je nach vertraglicher Ausgestaltung ist zu klären, ob ein Recht entgeltlich oder 
unentgeltlich eingeräumt wurde und wer die Kosten und evtl. auch die Lasten trägt, 
die im Zusammenhang mit dem belasteten Grundstück sowie dessen Nutzung ent-
stehen. Auch die Höhe der vom Berechtigten zu erbringenden Leistungen können 
sowohl den Wert des Rechts als auch den Wert des belasteten Grundstücks be-
einflussen.  

I.4 Art und Umfang der Belastung ergeben sich aus der Grundbucheintragung (Abt-
teilung II) und der zu den Grundakten gehörenden Eintragungsbewilligung.  

I.5 Bei der Bewertung von Grunddienstbarkeiten sind ggf. u.a. zu berücksichtigen: 

 die jeweilige Änderung der Nutzungsmöglichkeit des begünstigten bzw. des 
belasteten Grundstücks, 

 die eingetretene Lageverbesserung des begünstigten Grundstücks (soweit 
nicht bereits mit der Nutzungsänderung berücksichtigt) unter Berücksichti-
gung der jeweiligen Art der Nutzung, 

 die eingetretenen Wertminderungen des belasteten Grundstücks, die auch 
dann gegeben sein können, wenn keine Ertragseinbuße vorliegt, 

 die für die Begründung der Grunddienstbarkeit vereinbarte Rente und ihre 
Anpassungsmöglichkeiten. 

II.  Wegerecht 

Ein vereinbartes Wegerecht   ist überwiegend als Dauerrecht ohne zeitliche Be-
grenzung ausgelegt.  
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Anhang 11  (zu Nummer 47.8 Buchstabe c): Zur Wertermittlung beim Überbau 

I.  Grundsätze 

I.1 Ein Überbau liegt vor, wenn eine bauliche Anlage rechtswidrig die Grundstücks-
grenze überschreitet. Der Eigentümer des Grundstücks, das überbaut wurde, hat 
den Überbau zu dulden, wenn der Eigentümer des (überbauenden) Nachbargrund-
stücks weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat und wenn er dem 
Überbau nicht rechtzeitig widersprochen hat (§ 912 BGB). Wird ein Überbau fest-
gestellt, ist der Eigentümer des überbauten Grundstücks durch eine Geldrente zu 
entschädigen oder er kann vom Verursacher des Überbaus den Kauf der betroffe-
nen Grundstücksfläche verlangen. 

II.2 Da in der Regel nicht davon auszugehen ist, dass der Eigentümer des begünstig-
ten Grundstücks den Vorteil, den er durch den Überbau erlangt, in absehbarer Zeit 
aufgeben wird, ist im Falle einer Verrentung von einer Zeitrente auszugehen, deren 
Dauer unter Berücksichtigung der Möglichkeit nutzungsdauerverlängernder Inves-
titionen einzuschätzen ist. Die Verzinsung erfolgt mit dem Liegenschaftszinssatz. 
Die üblicherweise jährlich vorschüssige Zahlungsweise ist zu berücksichtigen. 

II. Überbaurente  

II.1 Für die Bemessung der Überbaurente ist der Bodenwert der überbauten Grund-
stücksfläche maßgeblich, der sich aus den Wertverhältnissen zum Zeitpunkt des 
Überbaus ergibt. Eine Anpassung der gesetzlich geregelten Überbaurente (vgl. 
Nummer I.1) ist nicht vorgesehen.  

II.2 Im Zeitverlauf ergibt sich mit der Veränderung der Bodenwerte eine Diskrepanz 
zwischen der Überbaurente und der tatsächlichen Bodenwertminderung des 
Grundstücks. 

II.3 Für die Ermittlung der Überbaurente sind  

 die Größe der überbauten Grundstücksfläche und 

 der Bodenwert zum Zeitpunkt des Überbaus festzustellen. 

 Die Höhe der Überbaurente ermittelt sich aus der angemessenen Verzinsung 
des Bodenwerts zum Zeitpunkt des Überbaus. 
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Anhang 12  (zu Nummer 50.2 und 52.4): Beispielrechnungen zum Erbbaurecht und 
zum Erbbaugrundstück 

I. Beispielrechnungen: Wert des Erbbaurechts 

 

 

 




